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Wir geben Nordrhein-Westfalen 
Nieder eine Zukunft 

, Schließung ^es ^3- Bundesparteitages aer CDU Deutschlands am 22. März 1985 in Essen 

• Nordrhein-Westfalen braucht eine neue Zukunft 
deSja .e!n~Westfalen, mit 17 Millionen Bürgern das bevölkerungsreichste Bun- 
ner jy- ,ln Herzen der Bundesrepublik Deutschland, ist geprägt vom Fleiß Sei- 
ten unj

nQC!!en' von der Vielfalt und dem kulturellen Reichtum seiner Landschaf- 
$ejner ^tad*e und von einem bedeutenden wirtschaftlichen Kraftpotential. Mit 
dera y, rac*'tionsreichen Industrie hatte es einen maßgeblichen Anteil am Wie- 

»au der gesamten Bundesrepublik Deutschland. 
Ulster   k • 
Westf | rist'ich-demokratischer Regierungsverantwortung wurde Nordrhein- 
retld t? zum industriellen Kernland Deutschlands und Europas, zum füh- 
blik n 0n^e" und Stahlproduzenten, zum Energiezentrum der Bundesrepu- 
^enbau Utscn'and, zum bevorzugten Standort für den Maschinen- und Anla- 
dustr- Unc| für eine leistungsfähige chemische Industrie. Neben der Großin- 
in de 

e jpdieh ein vielseitiger und leistungsfähiger Mittelstand, der u. a. auch 
0nt     

Branchen Textil und Möbel eine führende Position einnahm. 
War \r st'ich-demokratischer Regierungsverantwortung in Bund und Land 
HeScriäf?.r(^rhein-Westfalen Nummer 1 an Wachstum, Investitionskraft, 
schafts. 

Un8 unc* Einkommen. Nordrhein-Westfalen trug dank seiner Wirt- 
^       * und Steuerkraft erheblich zum Länderfinanzausgleich bei. 

Sozjaj. 
Usna't und die Finanzen des Landes waren gesund. Seit jedoch die 

r?nde Stnfi°^raten ^as ^and regieren, hat Nordrhein-Westfalen seine füh- 
tionelle 8 ver,oren- Nach fast 20jähriger SPD-Herrschaft sind die tradi- 
Absat2j.n- ^cnwer~  und  Großindustrien  in  eine  schwierige  Struktur-  und 

r,Se geraten, hat sich die Überschuldung der öffentlichen Haushalte 
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dramatisch zugespitzt, wurde die notwendige Erneuerung der wirtschaftl>c   ,g 
Strukturen blockiert und verschlafen, nahm die Arbeitslosigkeit schneller 
im Bundesdurchschnitt zu, wurde die ehemalige Wachstumslokomotive z 

Schlußlicht des wirtschaftlichen Aufschwungs. Qualifizierte Arbeitnehm  ' 
Techniker und Wissenschaftler wandern ab; investitions- und risikobere 
Unternehmer bevorzugen günstigere Standorte; neue Technologien finde? 
Süden der Bundesrepublik Deutschland bessere Entwickungsmöglichkei 
Das Beharren in alten Strukturen verhinderte eine dynamische, zukunftsor» 
tierte Neuansiedlungs- und Neugründungspolitik. 
Insbesondere das Ruhrgebiet — seit über 100 Jahren das industrielle H 
Deutschlands — hatte unter sozialdemokratischer Herrschaft zu leiden- 
Arbeitslosigkeit ist hier um 50 Prozent höher, die Wachstumsrate dage£ n 
deutlich niedriger als im  Bundesdurchschnitt.  Die mit lang anhalten 
Anpassungsproblemen kämpfenden Branchen Kohle und Stahl beherrsc  .^ 
noch immer die wirtschaftlichen Strukturen des Reviers. Dagegen sino 
Impulse neuer Wachstumsbranchen und Technologien und die zukunftsor 
tierte Umstrukturierung unserer Volkswirtschaft fast vollständig am Re 

vorbeigegangen. 
Selbst die Gewerkschaften haben inzwischen, so etwa das IG-Metall*    f. 
Standsmitglied Karl-Heinz Janzen, die „verfehlte Technologie- und StrU|J .^ 
politik" als Ursache für den „rapiden Anstieg der Massenarbeitslosigke'et. 
Ruhrgebiet" erkannt: „Im Revier ist eine Dunstglocke entstanden von ^  ef 
stigten Machtstrukturen und mangelnder Innovationsbereitschaft bei V ^ 
nehmern und Politikern. Neue Industrieunternehmen, die außerhalb c-er.cj1t 
ditionellen Industriestruktur standen, haben sich im Ruhrgebiet daher 
ansiedeln können oder dürfen ... Wenn es Schwierigkeiten mit der herko> 
liehen Produktion gegeben hat, dann halfen Politiker mit Subventionen 
fristig übers Gröbste hinweg." 
Unter dem historischen Versäumnis der sozialdemokratischen Landes ^ 
rung , dem Ruhrgebiet über die traditionelle Basis von Kohle und Stan . zü 
aus neue Entwicklungsmöglichkeiten zu erschließen, hat das ganze La 
leiden. gt 

Nachdem die Sozialdemokraten sowohl im Bund als auch im Land v^or(j- 
haben, ist eine grundlegende wirtschaftliche und politische Erneuerung 
rhein-Westfalens überfällig. 
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lidieru
Urs der wirtschaftlichen Erneuerung, des Aufschwungs und der Konso- 

seit loSf' den die neue Bundesregierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl 
zum Zi "i*1 Erfo,8 vorantreibt, muß emilich auch in Nordrhein-Westfalen 
gierUn"?^ kommen. Er darf nicht länger von einer SPD-geführten Landesre- 
a's um A-

,ockiert werden. Sie kümmert sich mehr um den Erhalt ihrer Macht 
In die Zukunft dieses Landes. 

Hehi,BÜrgern Nordr!,ein-Westfalens» die 1983 mit ihrer Stimme für die CDU 
und HUt ^on'.und d'e neue Bundesregierung in ihrem Kurs des Aufschwungs 
licht V Stabi,itat bestätigt haben, rufen wir zu: Laßt euch den Aufschwung 
falen     putt machen! Laßt nicht zu, daß der Aufschwung an Nordrhein-West- 
BernhV°übeigeht! Am 12* Mai 1985 ist Jede Stimme für die CDU und für 

£rn   ard Worms eine Stimme für den Aufschwung und für die wirtschaftliche 
,e«erung auch in Nordrhein-Westfalen! 

jjWr geben Nordrhein-Westfalen 
lne neue Zukunft 

Jetzt   -l 
eine MorieS' —" sPurDaren wirtschaftlichen Aufschwung im Bund auch für 
Edition .nisierun8 und Revitalisierung Nordrhein-Westfalens und seiner 
*u me- sreichen Industriestandorte zu nutzen. Diese Herausforderung ist nur 
Sp5-La

e^n' wenn Bund und Land Hand in Hand arbeiten. Der Versuch der 
ren> schad esreg'erung, sich als Opposition zur Bundesregierung zu profilie- 
not^end      den Interessen des Landes. Schon allein aus diesem Grunde ist es 
a.nvertra 8> daß die Wan,er am ,2- Mai der CDU die politische Führung e'Hem rUe

n
n und damit eine Politik der wirtschaftlichen Erneuerung aus 

Nl       Uuß ermöglichen. 

^^Ustrfln ^est^en Draucht sowohl die Konsolidierung seiner traditionellen 
die AnweStrU^turen a's aucn e'ne Öffnung für neue Wachstumsimpulse, für 
0rieritj   

enaung neuer Technologien und für die Ansiedlung neuer zukunfts- 

^ohie        Unternehmen- 
Uncjes Z10- Stahl sind auch aus der künftigen wirtschaftlichen Struktur des 

nn nur     *nsDesondere des Ruhrgebietes nicht wegzudenken. Ihre Zukunft 
ln einem abgestimmten nationalen und europäischen Verbund gesi- 
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chert werden, der eine angemessene Kapazitätsauslastung, hohe Qua•    ' 
Umweltverträglichkeit, neue Nutzungsformen und faire Wettbewerbsbe 
gungen auf den internationalen Märkten gewährleistet. 

Der Bund und die anderen Bundesländer sind aufgefordert, Nordrhein- y ^ü. 
falen auch weiterhin bei der Anpassung und Modernisierung seiner An11*   |. 
strien zu helfen. Mit ihren Hilfen für Kohle und Stahl hat die Regierung ^ 
mut Kohl in kurzer Zeit bereits mehr für die Bewältigung der dringeI\ ef 
Probleme des Reviers getan als die Sozialdemokraten in jahrzehntela & 
politischer Verantwortung. Mit der Verlängerung des Kurzarbeitergeide   fl. 
der Stahlindustrie und zusätzlichen Anpassungsschichten im Steinkon   ^ 
bergbau wurden Tausende von Arbeitsplätzen gesichert. Durch die Förde     ^ 
von Umstrukturierungen und Neuinvestitionen in der Stahlindustrie in     n 
liardenhöhe hat die Bundesregierung trotz angespannter Haushaltslage e    ^ 
wirksamen Beitrag dazu geleistet, daß sich das Revier als Industriestan 
auch in Zukunft behaupten kann. Der Bund wird auch künftig im *;a!Ljts- 
seiner Regionalpolitik einen aktiven Beitrag für die Wirtschafts- und Ar 
marktentwicklung der Stahlstandorte leisten. 

Eine Anschlußregelung für den Hüttenvertrag und damit die staatliche 
zung der Wettbewerbsposition der deutschen Kokskohle ist erforderlicn- 

Die Stahlindustrie ist mit ihrer zunehmenden Konzentration auf hochw*' 
und kundenorientierte Stahlerzeugnisse auf dem richtigen Weg, ihre int     fl 
tionale Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. Wir unterstützen die Anstreng11    ^ 
der  Bundesregierung, den verhängnisvollen  Stahl-Subventions-Wettla     ^ 
der Europäischen Gemeinschaft zu beenden und zu fairen Wettbewerbs^ 
gungen zurückzukehren. 

Mit der Kohleförderung übernimmt das Land Nordrhein-Westfalen a   j,|jk 
Zukunft eine Energie-Sicherungsaufgabe, die der gesamten Bundesrep ^ 
Deutschland zugute kommt und deshalb auch solidarisch vom Bund un,aDd$ 
den anderen Bundesländern mitgetragen wird. Die CDU Deutsc ^f 
bekräftigt, daß der Steinkohlenbergbau in die Lage versetzt werden m Ler 
langfristigen nationalen Energieversorgung auch über den Jahrhun ,jjC|i- 
trag hinaus beizutragen. Dazu gehört auch die langfristige Eigenverp 
tung der deutschen Stromwirtschaft. 
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gun m'schen Kohlevorräte sind zu wertvoll, um allein in der Stromerzeu- 
Korfl VerDraucnt zu werden. In der Kohleveredlung und im Verbund von 
Von e Unc* Kernkraft eröffnen sich langfristig neue Nutzungsmöglichkeiten 
Ic0st 

gr°ßer wirtschaftlicher Tragweite. Dies gilt sowohl für die langfristige 
un(j

e"§unstige Energieversorgung als auch für den Ölersatz im Treibstoff- 
lens r

hemiegrundstoffbereich. Wir unterstützen die CDU Nordrhein-Westfa- 
faie 

ln dem Ziel, die Möglichkeiten der Kohleveredlung in Nordrhein-West- 
Bau ZU demonstrieren und zur wirtschaftlichen Anwendungsreife zu führen. 
Verrj

Un'? ^ntw^c^mn8 neuer konventioneller und nuklearer Kraftwerke, der 
ti0n 

Un" Vor» Kohle und Kernkraft geben aber nicht nur der Energieproduk- 
chan

neuen. Auftrieb, sondern sind auch die Grundlage weltweiter Export- 
tyjCKiCen m't vielfältigen Beschäftigungsmöglichkeiten in Forschung und Ent- 

Un8, im Anlagenbau und in der Zulieferindustrie. 
r"rhein-Westfalen muß seine Rolle als Energieland behaupten: Eine gesi- 

hn K    Un^ "möglichst preiswerte Energieversorgung ist Grundlage für eine 
^"entwickelte Industrie und Wirtschaft. 

für eil! Ustriestandorte Nordrhein-Westfalens bieten sich als Musterregionen 
Kornp ma^ktwirtscnaftncn orientierte neue Umweltpolitik an. Durch flexible 
tende ^Jsat'onsi*egelungen können die Anlagenbetreiber entscheiden, wie gel- 
Werde 

enzwerte in bestimmten Räumen eingehalten oder unterschritten 
liingSe

n^0"en- Dadurch kann die Gesamtbelastung der Umwelt gerade in Bal- 
^'rtsch fle*en w'e dem Revier insgesamt gezielter, kostengünstiger und damit 
kegrüß 'cner gesenkt werden, als durch starre administrative Auflagen. Wir 
im RauCn daher, daß die Bundesregierung die gesetzlichen Grundlagen dazu 
^ rnen der Novellierung des Bundesimmissionsschutzgesetzes schafft. 
aUch aj r^eD^et kommt aber nicht nur als Adressat, sondern gleichermaßen 
schaftr 

S, Produzent von Umweltinvestitionen in Betracht; eine marktwirt- 
öffentj!

c[j betriebene Umweltpolitik wird über die Steigerung privater und 
Arbeite \-T Umweltinvestitionen vielen mittleren Betrieben Aufträge und 
bund n? tZe scna^en. Wer der Kohle eine Zukunft als Energieträger im Ver- 
send,, ll der Kernkraft sichern will, muß für eine umweltverträgliche Ver- 
halte,,-,? • Kohle sorgen. Auch deshalb kommt der erfolgreichen Luftrein- 
t)je _ '"K der Bundesregierung für das Ruhrgebiet besondere Bedeutung zu. 
len effeu Pr°ßfeuerungsanlagenVerordnung und die novellierte TA-Luft stel- 

ktive Maßnahmen gegen die Luftverschmutzung dar. Damit konnten 
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jahrelange Versäumnisse der früheren Bundesregierung wettgemacht und 
Zukunft der Kohle zur Energieerzeugung gesichert werden. 
Nordrhein-Westfalens Wirtschaft hat in der Chemie sowie im Maschine 
und Anlagenbau nach wie vor eine führende Stellung in der Bundesrepu^^ 
Deutschland. Wir unterstützen die CDU Nordrhein-Westfalens in dem Z» ' 
daß sich diese gesunden Branchen auch künftig in Nordrhein-Westfalen e 

wickeln  und  entfalten können,  daß  ihre  Standortbedingungen  weiter 
attraktiv bleiben und daß sie durch stetige, verläßliche, langfristig kalku«' 
bare politische Rahmenbedingungen ermutigt werden, in Nordrhein-Wes 
len auf lange Sicht zu investieren und zu produzieren. 

Für die wirtschaftliche Zukunft des Landes ist es entscheidend, daß ^^en 
rhein-Westfalen sich ebenso wie andere  unionsgeführte Bundesländer     . 
Zukunftstechnologien in allen Bereichen wirtschaftlicher Tätigkeit öfTnetJjjeS 
der Privatinitiative und dem Unternehmertum eine neue Chance gibt, v 
gilt vor allem für kleine und mittelständische Unternehmen, die sich    . 
strukturellen Veränderungen erfahrungsgemäß schneller anpassen. Sie ze 
nen sich durch überdurchschnittliche Innovationsbereitschaft und Kreati 
aus. Die Gründung von Unternehmen ist ebenso wie die Investitionsbe 
schaft bestehender Betriebe nachhaltig zu fördern. 

Die Bemühungen der Bundesregierung, Existenzgründungen zu er'e yofls- 
und Investitionsbarrieren zu beseitigen, werden sich auch auf die Investl1* n. 
bereitschaft in Nordrhein-Westfalen günstig auswirken und die Vorausse ^ 
gen für eine Welle von Neugründungen schaffen. Dies erfordert aber •, 
eine Landespolitik, die ein öffentliches Klima schafft, in dem sich Sp,tz.e.jci1e 
stungen, unternehmerische Initiative, technologische und wirtschat 
Neuerungen und Investitionen entfalten können. 

Wir unterstützen die CDU in Nordrhein-Westfalen in ihrem Ziel, d'e    „g 
schungsleistungen des Landes vor allem durch eine Stärkung der ForsC jefte 
an den Hochschulen und eine an künftigen Wachstumschancen orien   ^ 
Schwerpunktbildung in den außeruniversitären Forschungseinrichtunge 
zu beleben. 

Nordrhein-Westfalen kann auf seine vorhandene industrielle und wj *ef 
schaftliche Leistungsstärke aufbauen und vor allem diejenigen Potentia ^f, 
Arbeitsteilung und Kooperation zwischen Wirtschaft und Wissenschai 
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*Un' A 
S^cn regi°nal herausgebildet haben. Eine sinnvolle Schwerpunktset- 

bijc|' Arbeitsteilung und Einbettung in das regionale Umfeld ist auch im Hin- 
schu aU^ ^e we'tere Entwicklung und Umstrukturierung der Großfor- 
jecj n8seinrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland günstiger, als wenn 
•üod "desland den Ehrgeiz entwickelt, Forschungseinrichtungen in allen 

ernen Technologiefeldern im eigenen Lande zu unterhalten. 

Stra 
n ^und u°d Land in der Forschungs- und Technologiepolitik an einem 

\ye J? ziehen, dann können sich die regionalen Kraftfelder in Nordrhein- 
Aach n °Ptimal entfalten: So findet z. B. die Fertigungstechnik in der TH 
gün 

en und der in ihrem Umfeld liegenden Industrie ebenso günstige Bedin- 
Tjniy11 -W*e ^e Chemie und Biotechnologie im Raum Köln/Jülich mit der 
Xentr21^1^1'. ^er chemischen Industrie und den großen außeruniversitären 
insbe611' ^'kroelektronik, Energie-, Werkstoff- und Umweltforschung haben 
herv 

Sondere im Ruhrgebiet eine wissenschaftlich wie wirtschaftsstrukturell 
rragende Basis, die es weiter auszubauen gilt. 

$chUn
ret.en dafür ein, daß der Bund Nordrhein-Westfalen hilft, neue For- 

keWärfSlnSt'tute anzus'edem' die Aufgabenstellung der bereits ansässigen, 
sie in rJfn Forschungsinstitute auf den neuesten Stand zu bringen, das heißt, 
ZukUnrt 

nfung zukunftsträchtiger Entwicklungen neu zu definieren. Eine 
scheu &er'chtete Forschungs- und Technologiepolitik darf sich nicht 
tun»"' gegebenenfalls auch bestehende Lehrstühle und Forschungseinrich- 

umzuwidmen und mit neuen Aufgaben zu betrauen. 

CDTJ u?r neuen' marktwirtschaftlich orientierten Politik unter Führung der 
entfau 

lrcI es Nordrhein-Westfalen gelingen, seine großen Kraftreserven zu 
Hiuß u 

n. Un.d wieder auf eigenen Beinen zu stehen. In der Übergangsphase 
alten Inn W^d der Bund dem Land helfen, die Anpassungsprobleme seiner 
Ansiecj| tr*en zu bewältigen, neue Wachstumsfelder zu erschließen und die 

ung neuer Branchen und Unternehmen zu erleichtern. 

\yj jUl|desrepiiblik Deutschland hat Nordrhein-Westfalen viel zu verdanken. 
b|ein 

assen Nordrhein-Westfalen bei der Bewältigung seiner Strukturpro- 
Fünr

e n'cnt lm Stich. Voraussetzung dafür ist es, daß Bund und Land unter 
teQ k^n^ Von Helmut Kohl und Bernhard Worms wieder Hand in Hand arbei- 
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Wir rufen die Bürger Nordrhein-Westfalens auf, der Politik des wirtsch*" 
chen Aufschwungs und der Erneuerung im Bund nun auch in Nordrhein-y * 
falen zum Durchbruch zu verhelfen. Unter CDU-geführten Landesregi^ 
gen  konnte  Nordrhein-Westfalen aus eigener Kraft  bestehen.  Mit ei 
neuen, CDU-geführten Landesregierung wird Nordrhein-Westfalen i"    fl 
Solidarität des Bundes und der anderen Bundesländer den Anschluß an 
wirtschaftlichen Aufschwung gewinnen und gemeinsam mit den anderen P 
desländern dazu beitragen, Deutschlands Zukunft als moderne und hum 
Industrienation zu sichern. 
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